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In habt. 


Zur Errichtung von Idioten- und Cretinen-Anſtalten. Von Fer⸗ 
dinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Der Umſtand, daß fich ein Kind während eines Theifes ſeiner Aufenthaltszeit in 
elner Gemeinde noch in der Findelhauspflege befand, kann der ſelbſtſtändigen 
Erwerbung eines Heimatrechtes nicht entgegenſtehen (S 12, lit. b des provi 
ſoriſchen Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849). 

Durch die Ausübung eines freien Gewerbes wird ein Minderjähriger dann 
keineswegs großjährig, wenn die Ausfolgung des Gewerbeſcheines an ihn 
ohne Zuſtimmung der Vormundſchaftsbehörde erfolgt iſt. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Errichtung von Zdioten- und Cretinen-Anſtalten. 
Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 


Ein neuer Zweig der Humanitätspflege beginnt ſich in jüngſter 
Zeit in Steiermark Bahn zu brechen, der die öffentliche Aufmerkſamkeit 
und namentlich die Erwägung der berufenen Organe auf ſich zu lenken 
verdient, es iſt die Errichtung von Idioten- und Cretinen-Anſtalten. 

Nach officiellen Zuſammenſtellungen leben in den im Reichsrathe 
vertretenen Läudern, insbeſondere in den gebirgigen Gegenden, bei 
12.000 Cretinen. Nach der letzten Zählung erſcheinen in Steiermark 
2620 Cretinen verzeichnet, 1379 männliche, 1241 weibliche, wovon 
300 im Alter von 1— 15 Jahren ſtehen. Dieſe Ziffern werden jedoch 
vielſeitig als weit hinter der Wirklichkeit zurückbleibend erklärt. In den 
letzten Decennien gab ſich in Oeſterreich ein reger Wetteifer bei Schaf— 
fung aller nur denkbaren Wohlthätigkeits-Inſtitute zur Bekämpfung des 
geiſtigen, körperlichen und ſocialen Elendes kund, nur die Errichtung 
beſonderer Bildungs oder Pflegeſtatten für wahrhaft unglückliche Ge— 
ſchöpfe, wie ſie Idioten und Cretinen ſind, deren Zuſtand ſpeciell eine 
geſonderte und eigenthümliche Behandlung verlangt, wurde nicht in 
Angriff genommen. 

Da übermittelte der ſteiermärkiſche Landesausſchuß im Jahre 1878 
der Statthalterei ein Einſchreiten der Congregation der barmberzigen 
Schweſtern vom heiligen Kreuze in Bruck a. d. Mur um die Bewilli— 
gung zur Errichtung einer Idioten-Anſtalt, bei welchem Anlaſſe der 
Landesausſchuß unter Anderem die Bemerkung beifügte, daß durch derlei 
Inſtitute einem wirklichen Bedürfniſſe in Steiermark abgeholfen werden 


könnte, indem fie auf eine den eigentlichen Aufgaben der Taubſtummen- 


Lehranſtalt einerſeits und der Landesſiechenhäuſer, beziehungsweiſe der 


ſtädtiſchen Verſorgungshäuſer andererſeits mehr entſprechende Verwen⸗ 
dung dieſer Anſtalten zurückwirken müßten. Nach dem urſprünglichen 


Programme der Congregation handelte es ſich ausſchließlich um die 
Errichtung einer Idioten- und Cretinen-Auſtalt; es war nämlich beab— 
ſichtigt: 1. geiſtesſchwache Kinder beiderlei Geſchlechtes in der Regel 
vom 6. bis zum 15. Jahre für eine Bildungszeit von 5 bis 10 Jahren 
aufzunehmen, wornach die männlichen Zöglinge zu entlaſfen, eventuell 
in eine zu errichtende Idioten-Anſtalt für männliche Individuen abzu— 
geben kämen, 2. Idioten und Cretinen weiblichen Geſchlechtes in jedem 
Alter zur dauernden Verſorgung aufzunehmen; es ſollten daher Geiſtes— 
ſchwache in einer Abtheilung der Anſtalt gebildet, in der anderen ver— 
ſorgt werden. Die Statthalterei bewilligte im Principe die Errichtung 
der mit „Pius⸗Inſtitut“ bezeichneten Idioten-Anſtalt in Thalerhof *). 
Später modificirte die Congregation das Programm ihres Inſtitutes 
und es ſollten auch intelligentere taubſtumme Kinder Aufnahme finden 
können, es wurde daher auch eine Art Unterrichtsplan beigefügt. 

Der ſteiermärkiſche Landesſchulrath erklarte nunmehr das obige 
Inſtitut und überhaupt die Idioten und Cretinen-Anſtalten für Unter 
richts- und Erziehungs-Auſtalten und erklärte ſich zur Bewillis ung der 
Errichtung derſelben auf Grund des § 70 des Reichs- Volksſchulgeſetzes 
vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 62, und des § 37 des Schul 
aufſſchtsgeſetzes für Steiermark vom 8. Febrnar 1869, L. G. Bl. Nr. 11, 
competent. 

Dieſer Competenzeoufliet gab Anlaß, daß die Frage der Idiotie 
und des Cretinismus und der zur Bekämpfung derſelben zu ergreifenden 
Maßregeln zum Gegenſtande eines eingehenden Studiums gewacht wurde. 

Das Weſen der Idiotie beſteht in einer Beeinträchtigung des 
geiſtigen Lebens in der Geſammtheit, vorwiegend aber in ſeinen intel- 
lectuellen Functionen in Folge von Eutwicklungshemmungen des Gehirues, 
welche dasſelbe entweder und zumeiſt in der fötalen Periode, — oder 
in der früheften Kindheit treffen. Je nach der Schwere der krankhaften 
Veränderungen des Gehirnes ſind auch die Mittelſtufen der pſychiſchen, 
beziehungsweiſe intellectuellen Störung (vom Schwachſinn bis zum voll 
endeten Blödſiun) ungemein mannigfache, und man kann bei richtiger 
Auffaſſung des pſychiſchen Gebrechens mit Recht behaupten, daß, wenn 
auch der Idiotismus im großen Rahmen des Symptomencomplexes als 
eine Art (Claſſe) pſychiſcher Störung ſchon der Eintheilung wegen gilt, — 
jedes idiotiſche Individuum für ſich eine eigenthümliche iſolirt daſtehende 
pſychiſche Conſtitution bildet, welche einen Vergleich mit anderen ähn 
lichen Kranken von allgemeinen Standpunkten nicht zuläßt. 

Dies letztere iſt auch der Grund, daß jeder Idiot für ſich eine 
ganz eigenartige Behandlung erheiſcht, — und daher bei jenen, welche 
einige Bildungsfähigteit beſitzen, nicht nach einem allgemeinen Unter 
richtsplane vorgegangen werden kann und darf, ſondern Jeder für ſich 
als iſolirte pſychiſche Perſönlichkeit in Betreff des etwaigen Unterrichtes 
In concrete aufgefaßt werden muß. 


) Im vorigen Jahre wurde übrigens der jogenannte Zehenthoſ in 
St. Ruprecht bei Bruck a. d. Mur mit einem Belagraume von circa 40 Judi⸗ 
viduen von der Congregation angekauft und die Anſtalt dafelbſt im Jahre 1879 
eröffnet. 
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Der Cretinismus iſt eine Gattung der Idiotie und manifeſtirt 


ſich dadurch, daß der pfychiſche Deſect mit einer auffallenden körper⸗ 
lichen Degeneration complicirt iſt. Bei dieſen Unglücklichen iſt eine 
völlige Inſufficienz der pſychiſchen Leiſtungsfähigkeit vorhanden, ſie ſind 
pſychiſche Nullen, bei welchen von einem Unterrichte wohl keine Rede 
ſein kann. 

Der Landesſchulrath wird demnach, wenn er in ſeiner Zuſchrift 
an die Statthalterei anführt, „die Anſtalt ſtellt ſich zur Aufgabe, 
„Cretinen“ beiderlei Geſchlechtes zu erziehen und zu unterrichten, um 
fie dadurch zu möglichſt brauchbaren Gliedern der menſchlichen Geſell⸗ 
ſchaft heranzubilden,“ im Allgemeinen wohl nur Idioten gemeint 
haben. Der Cretin iſt bildungsunfähig, ſein Gehirn reagirt 
auf Unterricht nicht, er iſt jedes geiſtigen Lebens baar und handelt 
nur triebartig, wodurch er nicht ſelten gemeinſchädlich wird. 


Eine gebieteriſche Forderung der Humanität und öffentlichen | 
Sicherheit iſt die Unterbringung der Cretinen in Aſylen (Pflegeanſtalten). 


Dem über die geiſtige Conſtitution der Idioten und ihr Ver 


hältniß zum Unterrichte Geſagten trägt das Reichs-Schulgeſetz vom 14. Mai 
1869, R. G. Bl. Nr. 62, vollkommen Rechnung, indem im Abſatz II, §S 23 


die Beſtimmung getroffen iſt, daß Kinder, denen ein dem Unterrichtszwecke 
hinderliches geiſtiges Gebrechen anhaſtet, vom Schulbeſuche dauernd ent— 
bunden ſind. Die genannten Indwiduen laſſen ſich aber in ein allge— 
mein giltiges Schema des Lehrplanes nicht hineinzwängen, und dürfte 
es der Vorſtehung der genannten Anſtalt wohl ſchwer werden, der an 
ſie geſtellten Aufforderung, „den zum Grunde zu legenden detaillirten 
Lehrplan“ vorzulegen, — genügend zu entſprechen, wenn ſie eben das 
Weſen einer Idioten-Anſtalt vom richtigen Geſichtspunkte auffaßt. — 
Das Lernen, — die Anregung der Gehirnthätigkeit (zumeiſt des Per— 
ceptionsvermögens durch Anſchauungsunterricht) iſt als ein Heilmittel 
anzuſehen, — wie etwa die Gymnaſtik (das Turnen) mals anregendes 
und kräſtigendes Mittel für das Muskeliyſtem gilt. Ebenſowenig ein 
und das nämliche pharmaceutiſche Heilmittel ſelbſt bei ein und der 
nämlichen Kategorie von Krankheiten in Anwendung gebracht wird, 
kann auch die Anregung der Gehirufunctionen bei Idioten in Anbetracht 
des ſehr verſchiedenen Grades der phyſiſchen Schwäche und der ſehr 
verſchiedenartigen krankhaften Veränderungen des Gehirnes nicht nach 
einem gleichmäßigen Schema erfolgen, ſondern es muß bei denſelben 
individualiſirt und nach den Anordnungen des leitenden Arztes vor- 
gegangen werden. Mithin kaun ein Lehrplan kein einheitliches Syſtem, 


fondern nur Details (für jeden eventuellen Fall) enthalten. Dadurch 


wird aber die Forderung des § 70, Punkt 3 des Geſetzes vom 14. Mai 


1869, R. G. Bl. Nr. 62, nämlich, daß „der Lehrplan mindeſtens den 
Anforderungen, welche an eine öffentliche Schule geſtellt werden, ent- | 


ſprechen müſſe“, unmöglich erfüllbar. 

Die Beſtimmungen des eben erwähnten Geſetzes über Privat- 
Lehranſtalten (B), wie ſolche im Sinne des Geſetzes an „Volksſchulen“ 
ſich anlehnen, dürften nach dem Geſagten auf Idioten-Anſtalten kaum 
anwendbar ſein; ebenſo wenig des § 37 des ſteiermärkiſchen Landes⸗ 
Schulaufſichtsgeſetzes vom 8. Februar 1869, welcher im Punkte 1 ſich 
auf § 23, in welchem ausſchließlich nur von „Volksſchulen“ die Rede 
iſt, bezieht. 


Mit dem bisher Dargelegten ſoll die Ueberzeugung ausgeſprochen 


werden, daß Idioten-Anſtalten in erſter Linie nicht Lehr- und 
Erziehungs-, ſondern Heil-Anſtalten (beziehungsweſe Humanitäts— 
oder Sanitäts-Inſtitute) ſind. 

Damit ſoll dem zweckfördernden und erſprießlichen Einfluſſe der 
Schulbehörde nicht Abbruch geſchehen; im Gegentheile die Nothwen— 
digkeit ihres Miteingreifens beſonders hervorgehoben werden, denn 
nur mit „vereinten Kräften” (der Schul- und Sanitätsbehörde) kann 
ein Gedeihen der fraglichen Anſtalten, welche ſich hierlands erſt im 
embryonalen Stadium der Entwicklung befinden, erzielt werden. — 
Nur muß in Erwägung aller Umſtände und der bis nun anderwärts 
gemachten und auch in Rückſicht gezogenen Erfahrungen dem ärztlichen 
Wirken und dem Eingreifen der Sanitätsbehörde der erſte Platz ein— 
geraumt werden. 

Die erſte Idioten-Anſtalt wurde von einem Arzte (Dr. Guggen— 
bühl) auf dem Abendberge im Berner Oberlande vor 30 Jahren er- 
richtet, und ſind ſeit jener Zeit in Deutſchland, Schweden, Dänemark, 
Frankreich und Italien ähnliche Anſtalten ins Leben gerufen worden. 


Insbeſondere liegen Berichte über eine Reihe von vortrefflich geleiteten 
Idioten⸗Anſtalten in Deutſchland vor; fo z. B. die Alſterdorfer Anftal- | gepflogenen Erhebungen haben jedoch das Armuthszeugniß zu Tage 


ten bei Hamburg; von großem Jutereſſe iſt auch der Bericht über die 
im November 1874 zu Berlin abgehaltene Conferenz für Idioten⸗ 
Heilpflege. 

Als Hauptzweck der fraglichen Anſtalien wird bezeichnet, die 
armen hilſloſen Geſchöpfe aus der nur zu häufigen Verwahrloſung in 
eine beſſere, den humanen Grundſätzen unſerer Zeit entſprechende Lage 
zu verſetzen, dieſelben zu pflegen, ſie vor Schaden, den ſie wie alle 
Schwachſinnigen leicht nehmen, zu bewahren, dann allerdings auch, 
ihre etwa vorhandenen pſychiſchen Kräfte, namentlich durch Uebung der 
Sinneswerkzeuge, insbeſonders in der Richtung, mechanische Fertigkeiten 
beizubringen, ſo weit als möglich auszubilden. — Dieſes im Allge 
meinen vorgeſteckte Ziel kennzeichnet aber die Auſtalten als Humanitäts: 
(Pflege-) Auſtalten, und erhärtet die in gleichem Sinne vorne ausge— 
ſprochene Anſicht. 

Aus den in Deutſchland geltenden Beſtimmungen in Betreff der 
Heil- und Erziehungs-Auſtalten für blödſinnige Kinder geht das Gleiche 
hervor. Nach einer Cercularverordnung des Miniſt. vom 3. Auguſt 
1858 gelten hiefür die Beſtimmungen nach Analogie der Irren-Auſtalten. 
Die Heil- und Erziehungs-Anſtalten für blödſinnige Kinder (d. i. 


Idioten⸗Anſtalten) find dem discretionären Ermeſſen „der Medicinal— 
Auſſichtsbehörde“ unterſtellt, und wird hierm ein genügender Schutz 
gegen etwa hervortretende Uebelſtände gefunden. — Eine Minifterial- 


verordnung vom 4. Juni 1873 beſtimmt, daß bei Coneeſſionen zur 
Errichtung ſolcher Anſtalten „den gemachten Erfahrungen zufolge gleich 
von vorne herein den Medicinal-Amtsbehörden der Einfluß auf die 
Auswahl derjenigen Perſonen zu ſichern iſt, welchen der techniſche 
Betrieb der betreffenden Anſtalten übertragen werden ſoll“. 


(Schluß ſolgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Umſtand, daß ſich ein Kind während eines Theiles ſeiner 
Aufenthaltszeit in einer Gemeinde noch in der Findelhauspflege 
befand, kann der ſelbſtſtäandigen Erwerbung eines Heimatrechtes 
nicht entgegenſtehen (§ 12 lit. b des proviſoriſchen Gemeinde: 
geſetzes vom Jahre 1829). 

Die Bezirkshauptmannſchaft Leibnitz hat mit Erkenntniß vom 
4. Juni 1878, 3. 5635, einen gewiſſen F. L. als heimatlos der 
Gemeinde Preding im Sinne des § 19, P. 2, des Heimatrechts 
geſetzes vom Jahre 1863 zugewieſen, gegen welches Erkenntniß die 
Gemeinde Preding recurrirte. 

Derſelbe wurde laut Taufſcheines des Pfarramtes St. Anton in 
Graz am 17. November 1845 im Gebärhauſe zu Graz von einer 
Dienſtmagd Namens M. L. geboren, und bald nach ſeiner Geburt von 
dem Grazer Findelhauſe dem A. L. in Höch zur Pflege übergeben, 
bei dem er auch noch nach ſeiner im Jahre 1852 erfolgten Ausmuſte— 
rung verblieb. 

Obwohl durch die Erhebungen nicht genau feſtgeſtellt werden 


konnte, wie lange F. L. nach ſeiner Entlaſſung aus der Findelhaus⸗ 


pflege noch in Höch verblieb, fo kann doch im Zuſammenhalte der Aus- 
ſagen des A. L. mit jener des F. L. angenommen werden, daß Such 
nicht länger als bis zum Jahre 1855 in der Gemeinde Höch verblieb 


dann aber in verſchiedenen Dienſtorten ſich aufhielt, bis er 1859 in 
die Gemeinde Preding kam, wo er bis zum Jahre 1870 blieb. 


So lange F. L. in der Findelhauspflege ſtand, konnte er ein 
ſelbſtſtändiges Heimatrecht nicht erwerben. Mit Ruͤckſicht auf den Umſtand, 
daß die Ausmuſterung des F. L. am 10. November 1852 erfolgte, 
derſelbe nur bis 1855 in Höch blieb, dann aber bis 1859 in 
verſchiedenen Orten ſich aufhielt, konnte jedoch L. anch nach der Ent— 
laſſung aus der Findelhauspflege ein ſelbſtſtändiges Heimatrecht nicht 
erwerben, da bereits mit dem kaiſerlichen Patente vom 24. April 1859 
die Erwerbung des Heimatrechtes durch Vollendung eines Quadrienniums 
ausgeſchloſſen wurde. 

In der recurrirten bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung 
wurde nun angenommen, daß das Heimatrecht der Mutter des F. L. 
ebenſalls nicht erwieſen werden konnte und mithin die Zuweiſung des 


F. L. nach $ 19, P. 2 H.⸗Geſ. zur Gemeinde Preding erfolgen müſſe. 


Die über den Recurs der Gemeinde Preding nachträglich 


gefördert, auf Grund deſſen im Jahre 1845 die Aufnahme der | jährigen der perſönliche Betrieb eines freien oder eonceffionirten Gewerbes 


M. L. in das Grazer Findelhaus erfolgte. 
k. k. Polizei⸗Direction Graz am 2. October 1845 ausgeſtellten 
Zeugniſſe wird ausdrücklich beſtätigt, daß M. L. ſeit 14 Jahren in 
Graz ſich aufgehalten habe. Nachdem dieſer, von der Grazer Polizei— 
Direction in einem amtlich ausgefertigten Documente gemachten Angabe 
voller Glauben beigemeſſen werden muß, erſchien der Statthalterei in 
Graz nachgewieſen, daß M. L. zur Zeit der Geburt des F. L. in 
Graz heimatberechtigt war, da dieſelbe in Folge ihres mehr als 
zehnjährigen Aufenthaltes in Groz durch Nationaliſirung im Sinne 
des § 26 und 27 des Conſeriptions-Patentes vom Jahre 1804 in 
dieſer Gemeinde das Heimatrecht erworben hatte. 


In Folge deſſen hat die Statthalterei unterm 8. Auguſt 1879, 
3. 10.684, die recurrirte Entſcheidung aufgehoben und den F. L., der 
als uneheliches Kind der Zuſtändigkeit ſeiner Mutter zu folgen hat, 
das Heimatrecht in der Gemeinde Graz zugefprochen. 


Ueber Recurs der Gemeinde Graz hat das Miniſterium des 
Innern laut Erlaſſes vom 5. December 1879, 3. 14.109, die Statt— 
halterei-Entſcheidung behoben und erkannt, daß F. L. in der Gemeinde 
Höch das Heimatrecht beſitzt und zwar aus nachſtehenden Gründen: Der 
Genannte wurde vom 11. November 1845 im Gebärhauſe zu Graz 
von einer Dienſtmagd Namens M. L. geboren und bald nach ſeiner 
Geburt von dem Grazer Findelhauſe dem A. L in Höch in Privat⸗ 
pflege übergeben, bei welchem er nach den von der Gemeinde Höch 
nicht widerſprochenen Augaben ſeines Pflegevaters noch beiläufig 21, 
Jahre nach ſeiner am 10. November 1852 erfolgten Ausmuſterung 
aus DE Findelpflege verblieb. Der Genannte hat ſomit in Hinblick auf 
die Beſtimmungen des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes vom Jahre 
1849 § 12, ht. b durch mehr als vierjährigen ununterbrochenen ohne 
Heimatſchein geduldeten Aufenthalt in der Gemeinde Höch das Heimat 
recht daſelbſt erworben, wobei der Umſtand, daß F L. ſich während 
eines Theiles ſeiner Aufenthaltszeit noch in Findelhauspflege befand, der 
ſelöſtſtandigen Erwerbung eines Heimatrechtes in der oben angegebenen 
Weiſe nicht eutgegenſtand, da hier lediglich die in der bezogenen Beſtim⸗ 


mung des 8 


beſitzt F. L. auch noch derzeit, weil derſelbe keine andere Zuſtändigkeit 
erworben hat. F. 


Durch die Ausübung eines freien Gewerbes wird ein Minder: 

jähriger dann keineswegs großjährig, wenn die Ausfolgung des 

Gewerbeſcheines an ihn ohne Zuſtimmung der Vormundſchafts⸗ 
behörde erfolgt iſt. 


5 Ueber das Geſuch der Vor- und Mitvormundſchaft des minder— 
jährigen Joſef T. q. pra n. 4. Juni 1879, 3. 2084, um Auf 
hebung des in der Rechtsſache des Johann O. und Jacob S. wider 
den Mündel Joſef T. wegen 88 fl. 71 kr. ergangenen Urtheiles des 
. k. Bezirksgerichtes Lana vom 22. Februar 1879, 8. 689, und 
der auf Grund desſelben bewilligten Execution hat dieſes Gericht mit 
Beſcheid vom 3. 
daher das über die Klage des Johann O. und Jacob S de ra s. 
30. November 1878, 3. 3363, durchgeführte Verfahren und hierüber 
ergangene Urtheil vom 22 Februar 1879, 3 689, und die auf 
Grund desſelben bewilligte Execution aufgehoben und dem Vertreter 
der Kläger obige Klage zurückgeſtellt, und zwar in Erwägung, daß 
Joſef T. laut Taufſchein do. 4. Juni 1879, 3. 58, am 28. Juni 
1855 geboren iſt, ſomit zur Zeit der Anſtrengung der Klage de prass. 
30. November 1878, 3. 3363, noch minderjährig war und auch jetzt 
noch minderjährig iſt; in Erwägung, daß, wenn es auch nach dem 
Wortlaute des §S 252 a. b. G. B. zweifelhaft erſcheinen könnte, ob 
ein Minderjähriger durch den Betrieb eines freien Gewerbes ohne 
Zuſtimmumg des vormundſchaftlichen Gerichtes volljährig werden könne, 
dieſer Zweifel durch den Juſtizminiſterialerlaß vom 19. März 1860, 
3. 2712, behoben wurde, indem derſelbe ausdrücklich vorſchreibt, daß 


vor der Ausfertigung des Gewerbeſcheines über den zur Aumeldung weſtgal. G. O. vollkommen gerechtfertigt. 


gebrachten Betrieb eines freien Gewerbes, gleichwie vor Verleihung 
eines conceſſionirten Gewerbes an nicht eigenberechtigte Perſonen, bei 
der hiezu berufenen adminiſtrativen Behörde vorläufig die Zuſtimmung 
der geſetzlichen Vertreter und der competenten vormundſchaftlichen 


5 12 nt. b des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 bezeich- 
neten thatſächlichen Verhältniſſe entſcheidend ſind. Dieſes Heimatrecht 


Juli 1879, 3 2386, dem Geſuche ſtattzugeben, 


betrieben 


In dieſem von der | von der politiſchen Behörde nur auf Grund der Zuſtimmung der 


Vormundſchaft und Vormundſchaftsbehörde bewilligt werden kann, und 
daß demzufolge, wenn dieſe Zuſtimmung nicht vorhanden iſt, auch die 
mit der Bewilligung Seitens der politiſchen Behörde verbundene 
Wirkung nicht eintreten kann; und in Erwägung, daß nach dem Obigen 
der ohne Zuſtimmung der Vormundſchaft und des Gerichtes von 


Joſef T. unternommene Betrieb des Fleiſchhauergewerbes für denſelben 


nicht die Wirkung haben konnte, daß er dadurch ſchon großjährig wurde. 


Den Recurs des Johann O. und Jacob S. hat das k. k. Dber- 
landesgericht in Innsbruck mit Verordnung vom 22. Juli 1879, 
3. 4248, verworfen und den erſtrichterlichen Beſcheid beſtätigt; dies 
in Erwägung, daß nach $ 4 der Gewerbeordnung vom 20. December 
1859 zum ſelbſtſtändigen Betriebe eines jeden Gewerbes in der Regel 
die Eigenberechtigung erfordert wird, und daß für Rechnung von 
Perſonen, denen die freie Verwaltung ihres Vermögens nicht eingeräumt 
iſt, Gewerbe nur mit Zuſtimmung ihrer geſetzlichen Vertreter, dann 
der competenten Behörde und durch einen geeigneten Stellvertreter 
werden können; in Erwägung, daß ein Minderjähriger, 


welcher den Betrieb eines freien Gewerbes anmeldet, in der Meldung 


Behörde darzuthun ſei; in Erwägung, daß daher einem Minder— 


auch das Alter und die allenſalls nöthige Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters und der competenten Behörde darzuthun hat 88 4, 13 
und 14 Gewerbeordnung); in Erwägung, daß derjenige, welcher den 
Mangel der Eigenberechtigung der Behörde, welcher die Ausfertigung 
des Gewerbeſcheines zuſteht, verſchweigt, durch den erſchlichenen 


Gewerbeſchein allein noch nicht zum rechtmäßigen Betriebe des Gewerbes 


befugt erſcheint; in Erwägung endlich, daß der Juſtizminiſterialerlaß 
vom 19. März 1860, 3. 2713, ausdrücklich beſtimmt, daß der 
Minderjährige nicht etwa durch die bloße Anmeldung eines freien 
Gewerbes und die Ausfertigung des Gewerbeſcheines, ſondern dadurch, 
daß ihm auf Grund der von der adminiſtrativen Behörde einzuholenden 
Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters und beziehungsweiſe der 
Pflegſchaftsbehörde der perſönliche Betrieb eines freien oder conceſſionirten 


Gewerbes geſtattet wird, nach Maßgabe des § 252 a. b. G. B. 
für volljährig erklärt wird. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe des Jofef O. und 
Jaeob S. hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 


2. September 1879, 3. 9774, feine Folge zu geben befunden, indem 


in den unterrichterlichen Entſcheidungen eine offenbare Ungerechtigkeit oder 
Nullität im Sinne des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. 
Nr. 2593, nicht erkannt werden kann. Denn indem das Geſetz im 
§ 252 a. b. G. B. einen Minderjährigen, dem die Behörde den 
Betrieb einer Handlung oder eines Gewerbes geſtattet, dadurch allein 
für volljährig erklärt, ſetzt es voraus, daß dieſe Geſtattung von Seite 


der Vormundſchaſtsbehörde, welche zur Zeit der Codification des bürger— 


lichen Geſetzbuches in der Regel zugleich die politiſche Ortsbehorde 
war, ausging, während nach der in Kraft beſtehenden Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859, bei der Ausübung einer freien Gewerbes, 
wozu das Fleiſchhauergewerbe zählt, es nach $ 13 nur der Anmeldung 
bei der politiſchen Behörde bedarf, und nach § 4 bei Perſonen, welche 
ihr Vermögen ſelbſt zu verwalten nicht berechtigt ſind, denſelben bis 
zur Beibringung der Zuſtimmung ihrer geſetzlichen Vertreter und der 
competenten Behörde die Ausfertigung des Gewerbeſcheines zu ver— 
weigern und der Begiun oder die Fortſetzung des Betriebes zu unter— 
ſagen iſt. Es kann dahier die Frage gar nicht in Betracht kommen, ob 
Joſef T. dadurch, daß er, wie in der Reviſionsbeſchwerde behauptet 
wird, durch Angabe eines höheren Alters den Gewerbeſchein erſchlichen 
und ſich Dritten gegenüber für die in Ausübung ſeines Gewerbes 
ohne Bewilligung ſeines Vormundſchaftsgerichtes eingegangenen Ver— 
bindlichkeiten im Sinne des $ 248 a. b. G. B. civilrechtlich verant- 
wortlich gemacht hat, ſondern lediglich, ob er zugleich rechtlich voll— 


jährig geworden und dadurch das eigene Vertretungsrecht vor Gericht 


erlangt hat, eine Frage, die unbedingt verneint werden muß, und es 
waren daher die unterrichterlichen Eutſcheidungen im Sinne des § 58 
O 

Sue Die 


Geſetze und Verordnungen. 


1879. IV. Quartal. 


Neichsgeſetzblatt für die im Reiche rathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
XLVI. Stück. Ausgeg. am 1. October. 


119. Verordnung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 
14. September 1879, betreffend die Ermächtigung des k. k. Poſtamtes in Wiener⸗ 
Neuſtadt zur Abfertigung von Poſtſenduugen im Gewichte von mehr als 2/0 
Kilogramm in das Ausland ohne Intervention der Gefällsorgane. 

XLVII. Stück. Ausgeg. am 7. October. 

120. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 29. September 1879, wo- 
durch die Vorſchriften der italieniſchen Civilproceß-Ordnung über die im Deliba⸗ 
tionsverfahren vorzunehmende Unterſuchung behufs Beobachtung der Rec procität 
bekannt gegeben werden. 

121. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
29. September 1879, betreffend die Beſtimmung des Reprobationstermines im 
Falle wiederholter Reprobation bei einer Staatsprüfung. 

122. Verordnung des Handelsmiuiſteriums vom 1. October 1879, hetref- 
fend die Durchführung des Geſetzes vom 7. Mai 1879 (R. G. Bl. Nr. 65) über 
die Regiſtrirung der See-Handelsſchiffe. 

123. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 4. October 1879, betref⸗ 
fend die Errichtung eines Nebenzollamtes I. Claſſe im Eiienbahnhofe zu Pontafel. 

XLVIII. Stück. Ausgeg. am 21. October. 


124. Verorduung des Finanzammifteriums von 9. September 1879, wegen 
Verbotes des Betriebes anderer als der geſetzlich beſtimmten Salzgattungen. 

125. Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues, des Innern, der Finan⸗ 
zen und des Handels vom 8. October 1879, betreffend das Verbot der Einfuhr 
von Reben und Rebenbeſtaudtheilen aus dem Auslande. 

126. Verordnung des leitenden Miniſters für Eultus und Unterricht vom 
16. October 1879, mit welcher eine proviſoriſche Abänderung des § 32 der 
evangeliſchen Kirchenverfaſſung verlautbart wird. 

XLIX. Stück. Ausgeg. am 4. November. 

127. Verordnung des Handelsminiſters vom 1. November 1879, betreffend 
die Abänderung einiger Beſtimmun en des mit Verordnung vom 10. Juni 1874 
(R. G. Bl. Nr. 75) eingeführten Betriebsreglements für die Eiſenbahnen der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, beziehungsweiſe der mit Verord— 
nung vom 25. Juli 1877 (R. G. Bl. Nr. 69) eingeführten neuen Faſſung des 
& 48 desſelben. 

J.. Stück. Ausgeg. am 25. November. 

128. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 3. November 1879, betref— 
fend die Zuweiſung der Gemeinde Biskupitz zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes 
Proßnitz in Mähren. 

129. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 13. November 1879, 
betreffend die Verlegung des Nebenzollamtes I. Claſſe von Weißbach nach Stadt 
Jauernig. 

130. Kund machung des Finanzminiſteriums vom 13. November 1879, 
wegen Ermächtigung des königl. ungariſchen Nebenzollamtes zu Novi zur Abfer— 
tigung von Wein in der Einfuhr aus Dalmatien. 

131. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 18. November 1879, betvei- 
fend Aenderungen in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichtsſprengel Zmigrod, 
Niemirow, Jaslo und Rawa in Galizien. 

132. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 20. November 1879, 
betreffend Errichtung einer königl. ungariſchen Zollamts-Expoſitur bei dem königl. 
ungariſchen Poſtamte in Fiume. 

LI. Stück. Ausgeg. am 10. December. 


133. Geſetz vom 6. November 1879, betreffend die Dotation zur Erhal⸗ 
tung des Hofſtagtes. 

134. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 21. November 1879, betref- 
fend die Zuweiſung der Ortsgemeinde Payerſtetten zu dem Sprengel des Bezirks- 
gerichtes Pöggſtall in Niederöſterreich. 

135. Geſetz von 3. December 1879, betreffend die Gewährung von Vor⸗ 
ſchüſſen aus Staatsmitleln zur Beſchaffung von Saatgetreide für die durch Noth⸗ 
ſtand heimgeſuchten Gegenden der Markgrafſchaft Iſtrien und der gefürſteten 
Graſſchaft Görz und Gradisca. 


(Fortſetzung folgt.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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niſſe 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 


tigten Miniſter am königl griechiſchen Hofe Victor Graſen Dubsky als 


Geſandten in außerordentlicher Miſſion die interimiſtiſche Leitung der Botſchaft 


bei der hohen Pforte übertragen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar-Generalcouſul Eugen Baron Cantoni 

in Mailand anläßlich ſeiner Enthebung von deu bisher bekleideten Functionen 
unter Belaſſung des Generalconſulstitels ad personam — das Großkreuz des 
Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiraſhe und Bezirkshauptmanne in 
Amſtetten Heinrich Kaditſch anläßlich deſſen Peuftonirung den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Franz Mataß anläßlich 
deſſen Enthebung von der Stelle eines Referenten beim böhmiſchen Landesſchul— 
rathe die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes ausgezeichneten Vicedirector der Direction für adminiſtrative Statiftik 
Joſef Roſſival zum Regierungsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Karl Germann zum Statthaltereirathe und Referenten beim 
böhmiſchen Zandesf ulrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsſeeretär bei der Landesregierung 
in Czernowitz Theophil Plewinsky anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel 
eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechuungsrathe des Oberſten Rechnungshofes 
Rudolf Peſchl anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Hof- 
ſecretärs verliehen 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial-Viceſeeretär Karl Freiherrn v. 
Suttner und den mit Titel und Charakter eines Miniſterialſecretärs bekleideten 
Miniſterial-Viceſecretär Dr. Eugen Freiherrn v. Schloſſer zu Minifterial- 
ſecretären im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben die bei der u. ö. Landeshaupteaſſe erledigte Diree— 
torsſtelle dem Director der Landeshaupteaſſe in Prag Joſef Endlicher verliehen. 

Seine Majeftät haben den Hofconcipiſten der Direction für ad miniſtrative 
Statiſtik Heinrich Ehrenberger und Dr. Karl Hugelmann, jedem den Titel 
und Charakter eines Vieceſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär Stefan Kozma in Lemberg 
den Titel eines kaiſ. Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Ma ſeſtät haben den Handelsmann Ernſt Freiherrn v Meyſenbug 
zum unbeſoldeten Conſul in New-Orleans ernannt 

Seine Mojeftät haben dem Bürgermeiſter zu Tuſchkau in Böhmen Med. 
Dr. Joſef Feuzl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät habe dem Ingenieur Johann Stozitzky auläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberingenieurs verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den, 
Statthaltereifeeretär Oscar Freiherrn Laſſer v. Zollheim zum Bezirkshaupt— 
maun und den Bezirkscommiſſär Joſef Fried rich zum Statthaltereiſeeretär 
in Niederöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpraſident als 
Statthaltereiſecretär Alois Ritter 
Bezirkscommiſſär Wilhelm Ritter 
Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſterpraſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
11. ö. Laudes-Bezirksthierarzt in Miſtelbach Franz Suchauka zum Landesthierarzte 
für das Herzogthum Salzburg ernannt. 


Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
v. Boſizio zum Bezirkshauptmann und den 
v. Jettmar zum Statthaltereiſeeretär im 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle bei der Bukowinger Landesregierung mit der achten 
Rangsclaſſe, bis Ende Februar. Amtsbl. Nr. 21.) 


Soeben erſchien des erſten Bandes erſtes Heft der 


Annalen des (deutſchen) Reichsgerichts. 


Summlung 
aller wichtigen Eutſcheidungen des Reichsgerichts, ſowie aller auf die 
Reichsrechtsſprechung bezüglichen Erkäſſe und Verfügungen. 
Unter Mitwirkung von 
Jubizrath Or. Varl Braun, 
Rechtsan ı alt am Reichsgericht in Leipzig, 
herausgegeben von 
Dr. Hans Blum, 
Rechtsanwalt am Landgericht in Leipzig. 
Preis des Heftes 96 kr. ö. W. 
- Allmonatlich erſcheint ein Heft. Je ſechs Hefte bilden einen Band. Die Ab- 
nahme eines Heftes verpflichtet zum Bezug eines Bandes. Beſtellungen erbittet die 
Buchhandlung Moritz Perles in Wien, Stadt, Bauernmarkt 11, 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


